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Bei einem in Insolvenz fortgeführten Unternehmen besteht kein Anspruch auf Überweisung, 
da die Insolvenz keine wesentliche Änderung der tatsächlichen Verhältnisse in Bezug auf 
die unfallversicherungsrechtliche Zuständigkeit eines Unternehmens darstellt. 

 

§ 136 Abs. 1 S. 4 SGB VII 
 
Urteil des SG Hamburg vom 15.02.2013 – S 40 U 104/10 –  
 
 

Streitig war, ob die kaufmännische Abteilung (Immobilienverwertung) eines in Insolvenz gegan-
genen Bauunternehmens von der BG Bau an die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft zu über-
weisen war. Das Insolvenzverfahren über die Unternehmerin des Bauunternehmens war zum 
01.05.2000 eröffnet worden. Ende 2001 wurde die Bautätigkeit eingestellt. Es verblieb nur noch 
der kaufmännische Bereich (fünf Beschäftigte) mit der Aufgabe, die Immobilien der ehemaligen 
Firma zu verwalten und zu verwerten. Mit der Begründung, für derartige Verwaltungstätigkeiten 
sei nicht die beklagte BG Bau, sondern die beigeladene Verwaltungs-BG zuständig, beantragte 
der Insolvenzverwalter 2009 die Überweisung. 
 
Das SG hat einen Überweisungsanspruch verneint. Die Einstellung der Bautätigkeiten sei 
hier keine wesentliche Änderung der tatsächlichen Verhältnisse i.S. des § 136 Abs. 1 S. 4, Abs. 
2 S. 2 SGB VII gewesen. Durch die Fortführung eines Unternehmens in der Insolvenz trete 
keine wesentliche Änderung der tatsächlichen Verhältnisse in Bezug auf die unfallversiche-
rungsrechtliche Zuständigkeit eines Unternehmens ein. Die insolvenzrechtliche Abwicklung des 
Bauunternehmens als ursprünglichem Hauptunternehmen habe ausschließlich den Zweck, die 
Gläubiger dieses insolventen Unternehmens zu befriedigen. Die Immobilienverwaltung werde 
dadurch nicht zu einem eigenständigen Unternehmen mit eigenen Unternehmenszielen. 
Vielmehr stelle das Tätigwerden in der Insolvenz (weiterhin) das eines „Hilfsunternehmens“ 
des abzuwickelnden Hauptunternehmens dar. Die Abwicklung im Rahmen einer Insolvenz än-
dere den Unternehmenszweck nicht. Es bestehe „immer noch der konkrete Bezug zum Haupt-
unternehmen, hier die Abwicklung der Schulden aus der originären Geschäftstätigkeit“.  
 
Ferner liege auch keine Umgestaltung „auf Dauer“ gemäß § 136 Abs. 2 S. 2 SGB VII vor. Der 
Insolvenzbetrieb sei, auch wenn sich die Abwicklung über einige Jahre hinziehe, nicht auf Dau-
er angelegt.  
 
Hinweis: 
Nach allgemeiner Ansicht bedeutet die Insolvenz eines Unternehmens nicht dessen unfallver-
sicherungsrechtliches Ende (dies nur bei „endgültiger“ Einstellung, also nach erfolgter Abwick-
lung). Solange das Unternehmen abgewickelt wird, besteht es fort. Obwohl die Bautätigkeit als 
solche aufgegeben worden ist, sind noch Rechte aus dem Unternehmen (Immobilienrechte ei-
nerseits, Schulden andererseits) vorhanden, die unternehmerisch zu erledigen sind. Ein Be-
scheid über das Ende der Zuständigkeit kann daher in solchen Fällen nicht erteilt werden 
 
Das Urteil verdeutlicht, dass bei dieser Sachlage aber auch eine Überweisung ausscheidet. 
Die kaufmännische Abteilung hat vorliegend nach wie vor die Aufgabe, für das Hauptunterneh-
men – den Baubereich – die verwaltenden Arbeiten zu erledigen, nur dass diese jetzt abwi-
ckelnden Charakter haben. Die Tätigkeit des kaufmännischen Bereichs in der Insolvenz stellte 
damit, wie das SG ausführt, immer noch ein Hilfsunternehmen des abzuwickelnden Hauptun-
ternehmens dar. Es ist kein eigenständiges Unternehmen mit neuem Unternehmenszweck ent-
standen (darauf haben auch die Beklagte und die Beigeladene hingewiesen). Da das alte Ge-
samtunternehmen fortbestand, war folglich keine Zuständigkeitsänderung eingetreten. 

 
Das Sozialgericht Hamburg hat mit Urteil vom 15.02.2013 – S 40 U 104/10 –  
wie folgt entschieden: 
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